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DIE BESCHäFTIGUNG IST ENTwEDEr

allgemein gestattet (FA L L  A )  oder

sie kann auf Antrag erlaubt werden (FA L L 
B )  oder aber

in bestimmten Fällen ganz verboten 
(FA L L  C )  sein.
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V o r r angp    r üfung   

Wenn die Beschäftigungserlaubnis nur auf Antrag im Einzelfall erteilt werden kann 
(Fall B), dann muss i.d.R. in den ersten 15 Monaten eine sog. Vorrangprüfung nach 
§§§ 39 ff. AufenthG durchgeführt werden, d.h. dass die Erlaubnis nur erteilt wird, 
wenn keine bevorrechtigten Arbeitssuchenden für diese Stelle in Frage kommen. 
Bevorrechtigt sind Deutsche, EU-Bürgerinnen und Bürger und sonstige Auslände-
rinnen und Ausländer mit einem uneingeschränkten Arbeitsmarktzugang. Das ist 
gemeint, wenn man von der „Vorrangprüfung“ bzw. vom nachrangigen Zugang 
zum Arbeitsmarkt spricht. Die Vorrangprüfung entfällt aber bei Hochqualifizierten 
und Fachkräften in Engpassberufen sowie nach einem Aufenthalt von 15 Monaten 
für alle Beschäftigungen. Zudem dürfen die Arbeitsbedingungen nicht ungünstiger 
sein als für deutsche Arbeitnehmer/innen (sog. Arbeitsmarktprüfung). Fragen hierzu 
werden Ihnen bei der zentralen Rufnummer unter der 0228 / 713 2000 beantwortet.

Allerdings finden sich in §§ 32 Abs. 2 bis 5 Beschäftigungsverordnung (BeschV) 
praxisrelevante Ausnahmen von der Zustimmungspflicht der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) sowie zeitliche Grenzen des Zustimmungserfordernisses für Asylsu-
chende und Geduldete. So ist etwa eine duale Berufsausbildung zustimmungsfrei 
(§§ 32 Abs. 2 Nr. 1 BeschV). Außerdem entfällt die Vorrangprüfung nach einem 
Aufenthalt von 15 Monaten.

Die Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit ist in der Regel verboten, wenn die 
Beschäftigung nur auf Antrag erlaubt werden kann (siehe Fall B).
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Tabelle       3:  Aufenthalt         und    A r beitsma       r ktzugang      

Asylsuchenden6 mit Aufenthaltsgestat-
tung und Menschen mit Duldung kann 
grundsätzlich bereits nach drei Monaten 
die Aufnahme einer Beschäftigung 
erlaubt werden. Eine duale Berufsausbil-
dung können Asylsuchende und Gedul-
dete unter erleichterten Bedingungen 
– nämlich ohne Anfrage bei der BA – 
aufnehmen, Asylsuchende7 grundsätzlich 
ebenfalls nach 3 Monaten und geduldete 
Personen sogar gleich von Anfang an. 
Nach vier Jahren können Asylsuchende 
und Geduldete jede Beschäftigung 
aufnehmen, ohne dass es einer Zustim-
mung der BA bedarf (vgl. §§ 32 BeschV). 

Die Wartezeit, während der eine Beschäf-
tigungserlaubnis grundsätzlich nur nach 

Vorrangprüfung erteilt werden kann, hat 
sich für Asylsuchende und Geduldete 
erheblich verringert und beträgt nur noch 
15 Monate.

Da Aufenthaltspapiere häufig noch nicht 
die neue Rechtslage abbilden, empfiehlt 
es sich im Zweifelsfall, bei den Ausländer-
behörden wegen der Beschäftigungser-
laubnis bzw. der Änderung der Nebens-
bestimmungen in dem Aufenthaltspapier 
vorab anzufragen.

Humanitäre Aufenthaltserlaubnisse berech-
tigen zur Aufnahme einer Beschäftigung 
ohne Zustimmung der BA (vgl. § 31 BeschV).

Aufenthaltspapier Arbeitsmarktzugang

Aufenthaltsgestattung kürzer als 4 
Monate Nein - untersagt, § 61 Abs. 1 AsylG

Duldung mit Voraufenthalt kürzer als 4 
Monate

Nein - untersagt, § 32 Abs. 1 BeschV
Besonderheit:  Berufsausbildungen, bestimmte 
Praktika, Freiwilligendienste, Beschäftigungen 
als Hochqualifizierte oder bei Verwandten etc. 
sind ohne Zustimmung der BA zu gestatten, zu 
den Einzelheiten vgl. § 32 Abs. 2 BeschV, wenn 
die Erlaubnis zur Beschäftigung nicht nach § 60a 
Abs. 6 AufenthG untersagt ist.

6	 Vgl. Fn. 1
7	 Vgl. Fn. 1
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Aufenthaltspapier Arbeitsmarktzugang

Aufenthaltsgestattung8 mit Voraufenthalt 
länger als 3 Monate aber kürzer als 16 
Monate

Ja - Erlaubnis auf Antrag, § 61 Abs. 2 AsylVfG 
mit Vorrangprüfung und Prüfung der 
Arbeitsbedingungen durch BA
Besonderheit:  Berufsausbildungen, bestimmte 
Praktika, Freiwilligendienste, Beschäftigungen als 
Hochqualifizierte oder bei Verwandten etc. sind 
ohne Zustimmung der BA zu gestatten, zu den 
Einzelheiten vgl. § 32 Abs. 2, 4 und 5 BeschV

Duldung mit Voraufenthalt länger als 3 
Monate aber kürzer als 16 Monate

Ja - Erlaubnis auf Antrag, § 32 Abs. 1 BeschV 
mit Vorrangprüfung und Prüfung der 
Arbeitsbedingungen durch BA
Nein, wenn die Beschäftigung in Duldung 
untersagt ist.
Besonderheit:  Berufsausbildungen, bestimmte 
Praktika, Freiwilligendienste, Beschäftigungen als 
Hochqualifizierte oder bei Verwandten etc. sind 
ohne Zustimmung der BA zu gestatten, zu den 
Einzelheiten vgl. § 32 Abs. 2 BeschV

Aufenthaltsgestattung und Duldung mit 
Voraufenthalt länger als 15 Monate und 
kürzer als 4 Jahre

Ja - Erlaubnis auf Antrag, § 32 Abs. 5 BeschV
Ausnahme:  Duldung mit Arbeitsverbot
Besonderheit:  Berufsausbildungen, bestimmte 
Praktika, Freiwilligendienste, Beschäftigungen als 
Hochqualifizierte oder bei Verwandten etc. sind 
ohne Zustimmung der BA zu gestatten, zu den 
Einzelheiten vgl. § 32 Abs. 2 und 4 BeschV

Aufenthaltsgestattung und Duldung mit 
Voraufenthalt länger als 4 Jahre

Ja - Beschäftigung gestattet, § 32 Abs. 3 und 4 
BeschV
Ausnahme:  Duldung mit Arbeitsverbot

Duldung mit Versagung der Erlaubnis Nein - untersagt, § 60a Abs. 6 AufenthG

AE § 23 Abs. 1 AufenthG
AE § 23 a AufenthG
AE § 25 Abs. 3 bis 5 AufenthG

Ja - Beschäftigung gestattet
Auf Antrag kann die selbstständige 
Erwerbstätigkeit gestattet werden

AE § 25 Abs. 1 und 2 AufenthG
AE § 23 Abs. 2 AufenthG
AE § 25 a AufenthG
AE § 25 b AufenthG

Ja - Erwerbstätigkeit gestattet



IV.	 Verfügbarkeit und vermittlungsfähigkeit
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Der Gesetzgeber hat die Bedeutung 
der frühzeitigen und unbürokratischen 
Arbeitsaufnahme von Flüchtlingen 
erkannt und aus beschäftigungs- und 
integrationspolitischen Gründen ihren 
Zugang zum Arbeits- und Ausbildungs-
markt in den letzten Jahren immer weiter 
erleichtert.

Wenn die Beschäftigung oder die 
Erwerbstätigkeit insgesamt gestattet ist 
(Fall A), stehen die Kundinnen und Kunden 
dem Arbeitsmarkt uneingeschränkt zur 
Verfügung (vgl. § 138 Abs. 5 SGB III und § 8 
Abs. 2 SGB II), weil sie arbeiten dürfen.

Die Verfügbarkeit in diesem Sinne und 
damit auch die Vermittlungsfähigkeit 

bestehen aber auch dann schon, wenn 
die rechtliche Möglichkeit besteht, eine 
Beschäftigungserlaubnis auf Antrag zu 
erhalten (Fall B). Sofern dies der Fall ist 
stehen auch Menschen mit einer Aufent-
haltsgestattung oder einer Duldung 
in der Regel schon nach dem Ende der 
Wartezeit von 3 Monaten9 die Beratungs- 
und Vermittlungsangebote offen, wenn 
eine Berufsausbildung in Frage kommt, 
dann für Geduldete sogar vom ersten 
Tag an. Solange noch kein Zugang zum 
Arbeitsmarkt gegeben ist, können nur die 
Beratungsangebote der Agenturen für 
Arbeit in Anspruch genommen werden. 
Für Asylsuchende, die während der Warte-
zeit noch keine Erwerbstätigkeit ausüben 
dürfen, können bis zum 31. Dezember 

8	 Vgl. Fn. 1
9	 Vgl. Fn. 1

Diese Übersicht kann nur einen ersten Einblick geben. Wenn Sie sich das Aufenthalts-
papier anschauen um den Arbeitsmarktzugang zu prüfen, sollten Sie aber beachten, 
dass diese Nebenbestimmungen zu den Aufenthaltspapieren nicht immer richtig oder 
veraltet sein können. Daher sollte immer eine Prüfung des Einzelfalls erfolgen. Ausführ-
lichere Darstellungen finden Sie u.a. in der Dienstanweisung der Bundesagentur für Arbeit 
zu § 138 SGB III.



V.	 Förderinstrumente nach SGB II
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Wer einen Anspruch auf Leistungen nach 
dem SGB II hat, kann auch die Förder-
instrumente nach diesem Gesetzbuch, 
vor allem die §§ 16 ff. SGB II in Anspruch 

nehmen. Über § 16 SGB II stehen beim 
Bezug von Arbeitslosengeld II grundsätz-
lich auch die Förderungen nach dem SGB 
III offen. 

2018 Vermittlungsangebote erbracht 
werden, wenn bei ihnen ein rechtmäßiger 
und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten 
ist.

Die Erlaubnis zur Berufsausbildung kann 
von der Ausländerbehörde ohne Betei-
ligung der BA erteilt werden. Dies ist 
insbesondere wichtig für die Gruppe der 

unbegleiteten minderjährigen Flücht-
linge.

Wenn die Erwerbstätigkeit verboten 
ist („Erwerbstätigkeit nicht gestattet“) 
können Sie die Kundin oder den Kunden 
an eine Beratungsstelle verweisen, um 
prüfen zu lassen, ob das Arbeitsverbot 
gültig ist.



VI.	 Förderinstrumente nach SGB III
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In der Regel stehen allen Kundinnen und 
Kunden die hier genannten Leistungen 
der Bundesagentur für Arbeit gleicher-
maßen offen. Ausnahmen werden unten 
näher erläutert. Die Förderinstrumente 
nach dem SGB III hängen nur selten direkt 
von dem aufenthaltsrechtlichen Status ab. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass 
am angemeldeten Wohnsitz auch der 
gewöhnliche Aufenthalt begründet wird.

Auch während des Arbeitsverbotes in den 
ersten drei Monaten einer Aufenthaltsge-
stattung oder einer Duldung besteht ein 
Anspruch auf Beratung nach den §§ 29 
ff SGB III. Diese Angebote stehen allen 

Jugendlichen und Erwachsenen offen, die 
am Arbeitsleben teilnehmen wollen. 

Darüber hinaus können nach § 131 SGB III 
für Asylsuchende, die während der Warte-
zeit noch keine Erwerbstätigkeit ausüben 
dürfen, bis zum 31. Dezember 2018 
Vermittlungsangebote und Leistungen zur 
Unterstützung der Vermittlung erbracht 
werden, wenn bei ihnen ein rechtmäßiger 
und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist.

Die folgende Tabelle gibt zunächst eine 
allgemeine Übersicht, welche Förderinstru-
mente nach dem SGB III – in Abhängigkeit 
von der Art des Aufenthaltspapiers – offen-
stehen.

Tabelle       4 :  Aufenthalt         und    F ö r de  r inst    r umente       S G B  I I I

Aufenthaltspapier
mögliche Förderinstrumente nach 
SGB III

Aufenthaltsgestattung10 / Duldung  
kürzer als 4 Monate

Beratung (§§ 29 ff.) und bei Ausbildung auch 
Vermittlung (§§ 35 ff.), Sonderregelung § 131

Duldung mit Versagung der Erlaubnis nur Beratung (§§ 29 ff.)

Für alle Menschen mit: 
Aufenthaltsgestattung11 oder Duldung mit 
Vor-Aufenthalt länger als 3 Monate
AE § 23 Abs. 1 AufenthG 
AE § 23 a AufenthG  
AE § 25 Abs. 1 AufenthG 
AE § 25 Abs. 2 AufenthG 
AE § 25 Abs. 3 AufenthG 
AE § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG 
AE § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG  
AE § 25 Abs. 5 AufenthG 
AE § 25 a AufenthG 
AE § 25 b AufenthG

·	 Beratung, §§ 29 ff.
·	 Vermittlung, §§ 35 ff.
·	 vermittlungsunterstützende  

Leistungen, §§ 44, 45 
·	 berufliche Weiterbildung, §§ 81 ff.
·	 Teilhabe am Arbeitsleben, §§ 112 ff.
·	 Einstiegsqualifizierung, § 54 a
·	 Ergänzungsleistungen und Zuschüsse, §§ 88 ff.

10	 Vgl. Fn. 1
11	 Vgl. Fn. 1



Ausnahmen, bei denen die Leistungsgewährung direkt vom Aufenthaltsstatus 
abhängt, finden sich bei der Förderung der Berufsausbildung, von der nach § 59 SGB 
III und § 8 BAföG bestimmte Personen ausgeschlossen sind. Daher finden Sie zur 
Frage, wer Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) und BAföG, sowie Anspruch 
auf Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen und ausbildungsbegleitende Hilfen 
hat, jetzt noch eine eigene Übersichtstabelle (Tabelle 5) sowie weitere Hinweise zum 
Anspruch auf Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen (§§ 51 ff. SGB III).
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Hier zunächst eine Übersicht zur Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) nach § 56 SGB III und 
BAföG sowie zur sonstigen Förderung der Berufsausbildung nach den §§ 73 ff SGB III:

Tabelle       5:  Aufenthalt         und    B e r ufsausbildungsbeihilfe                      (B A B/
B A f ö G /abh   )

Aufenthaltspapier BAB/BAföG/Hilfen nach §§ 73 ff. SGB III

Aufenthaltsgestattung

Ja, wenn sich Auszubildender 5 Jahre oder seine 
Eltern 3 Jahre in Deutschland aufgehalten haben 
und hier erwerbstätig waren – siehe § 8 Abs. 3 
BAföG, § 59 Abs. 3 SGB III.

Duldung mit Versagung der Erlaubnis Nein

Duldung mit (Vor-)Aufenthalt  
von weniger als 15 Monaten

Ja, wenn sich Auszubildender 5 Jahre oder seine 
Eltern 3 Jahre in Deutschland aufgehalten haben 
und hier erwerbstätig waren – siehe § 8 Abs. 3 
BAföG, § 59 Abs. 3 SGB III.
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Der früher erforderliche Voraufenthalt 
von 4 Jahren für Personen mit Aufent-
haltserlaubnissen nach §§ 25 Abs. 3, Abs. 
4 Satz 2 und Abs. 5 AufenthG oder mit 
einer Duldung wurde mit Wirkung vom 
01.01.2016 auf 15 Monate verkürzt.

Für den Zugang zur Förderung durch 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
(§§ 51 - 54 SGB III) gelten im Wesentlichen 

die gleichen Regelungen, aber mit einer 
wichtigen Einschränkung für Geduldete: 
Menschen mit Duldung haben hier nicht 
nach 15 Monaten freien Zugang, sondern 
nur dann, wenn sich der Auszubildende 5 
Jahre oder eine Eltern 3 Jahre in Deutsch-
land aufgehalten haben und sie hier 
erwerbstätig waren – siehe § 52 Abs. 2 
SGB III i.V.m.§ 59 Abs. 3 SGB III.

Aufenthaltspapier BAB/BAföG/Hilfen nach §§ 73 ff. SGB III

Duldung nach mehr als 15 Monaten  
(Vor-)Aufenthalt

Ja – siehe § 8 Abs. 2a BAföG, § 59 Abs. 2 SGB III. 
Eine Förderung mittels BAB ist nur im Rahmen 
einer betrieblichen Berufsausbildung möglich.  
Ansonsten nach § 59 Abs. 3 SGB III

AE § 23 Abs. 1 oder Abs. 2 oder Abs. 4 
AufenthG a.E. 
AE § 23 a AufenthG 
AE § 25 Abs. 1 AufenthG 
AE § 25 Abs. 2 AufenthG  
AE § 25 a AufenthG 
AE § 25 b AufenthG

Ja – siehe § 59 Abs. 1 SGB III i.V.m. § 8 Abs. 2 Nr. 
1 BAföG

AE § 25 Abs. 5 AufenthG 
AE § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG  
AE § 25 Abs. 3 AufenthG

Ja, wenn mindestens 15 Monate ununterbro-
chener Vor-Aufenthalt in Deutschland, egal ob 
erlaubt, geduldet oder gestattet – siehe § 59 Abs. 
1 SGB III i.V.m. § 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG – oder, wenn 
sich Auszubildender 5 Jahre oder seine Eltern 3 
Jahre in Deutschland aufgehalten haben und 
hier erwerbstätig waren – siehe § 8 Abs. 3 BAföG, 
§ 59 Abs. 3 SGB III.

AE § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG

Ja, wenn sich Auszubildender 5 Jahre oder seine 
Eltern 3 Jahre in Deutschland aufgehalten haben 
und hier erwerbstätig waren – siehe § 8 Abs. 3 
BAföG, § 59 Abs. 3 SGB III



VII.	 Integrationskurs und  
Sprachförderung
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Staatlich geförderte Deutsch-Kurse gibt 
es bundesweit in Gestalt von Integrations-
kursen nach den §§ 43 ff. Aufenthaltsge-
setz und der Integrationskursverordnung 
sowie durch das ESF-BAMF-Programm, 
von denen jedoch nicht alle Flüchtlinge 
profitieren können. Ob es in Ihrer Region 
für den ausgeschlossenen Personenkreis 

Angebote aus anderen Förderquellen 
gibt, kann Ihnen einer der Projektpartner 
sagen, deren Kontaktdaten Sie in Kapitel IX 
finden.

Die nachfolgende Tabelle gibt eine Über-
sicht, wer durch einen Integrationskurs 
gefördert werden kann:

12	 Personen aus sicheren Herkunftsstaaten nach§ 29a des AsylG sind 
ausgeschlossen

13	 Der Anspruch erlischt zwei Jahre nach Erteilung des Aufenthaltstitels

14	 Bei AE§ 25 Abs. 5 AufenthG gilt Aufenthalt als dauerhaft, vgl.§ 44 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 AufenthG

Aufenthaltspapier INTEGRATIONSKURS

Aufenthaltsgestattung
Nein, außer bei guter Bleibeperspektive (galt 
2015 für die Herkunftsländer Eritrea, Irak, Iran und 
Syrien - wird jährlich vom BAMF festgelegt)12 

Duldung
Nein, außer Ermessens-Duldung nach § 60 a  
Abs. 2 S. 3 AufenthG (z.B. wg. qualifizierter 
Berufsausbildung)

AE § 25 Abs. 1 AufenthG 
AE § 25 Abs. 2 AufenthG 
AE § 23 Abs. 2 AufenthG

Ja, Rechtsanspruch (und Möglichkeit 
der Verpflichtung zur Teilnahme durch 
Ausländerbehörde oder Jobcenter, § 44 a 
AufenthG)13

AE § 23 a AufenthG  
AE § 23 Abs. 1 AufenthG  
AE § 25 Abs. 3 AufenthG

Kein Rechtsanspruch, aber Teilnahme möglich, 
wenn freie Plätze.

AE § 23 Abs. 1 AufenthG 
AE § 23a AufenthG 
AE § 25 Abs. 3 AufenthG 
AE § 25 Abs. 4 AufenthG 
AE § 25 Abs. 4a AufenthG 
AE § 25 Abs. 4b AufenthG 
AE § 25 Abs. 5 AufenthG

Kein Rechtsanspruch, aber Teilnahme mög-
lich, wenn freie Plätze und bei dauerhaftem 
Aufenthalt (  Aufenthaltserlaubnis von min-
destens einem Jahr oder seit über 18 Monaten im 
Besitz einer Aufenthaltserlaubnis)14

Tabelle       6 :  Aufenthalt         und    integ     r at I o nsku    r s
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B e r ufsbez     o gene     D eutschf       ö r de  r ung    nach    E S F - B A M F:

Nach dem ESF-BAMF-Programm können Personen gefördert werden, die 

·· Deutsch als Zweitsprache sprechen,

·· mindestens nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben und arbeitssuchend 
gemeldet sind,

·· bereits Einstiegsniveau A1 haben.

·· Personen mit Aufenthaltsgestattung und Duldung steht diese Förderung nach 
Voraufenthalt von 3 Monaten grundsätzlich offen, wenn sie Teilnehmende im 
Bundesprogramm ESF-Integrationsrichtlinie Bund sind.

Weiterführende Informationen finden Sie im Förderhandbuch zum ESF-BAMF-Programm 
auf der Internetseite des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, www.bamf.de 
unter ESF-BAMF-Programm/Förderperiode 2014-2020/Grundlagendokumente.
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Wege und zuständige Stellen für die Anerkennung von im Ausland erworbener 
Qualifikationen sind übersichtlich für alle Bundesländer zusammengestellt unter  
http://berufliche-anerkennung.de. 

Informationen zur Anerkennung ausländischer Bildungsabschlüsse bietet die Zentral-
stelle für Ausländisches Bildungswesen unter http://anabin.kmk.org sowie das BMBF 
unter www.anerkennung-in-deutschland.de.

Informationen zum Thema Anerkennung sowie Anlaufstellen zur Beratung vor Ort 
finden Sie darüber hinaus beim IQ-Netzwerk unter http://www.netzwerk-iq.de. 

VIII.	Anerkennung von BildungsabschlüsseN

IQ Netzwerk Niedersachsen 
RKW Nord GmbH

Leitung 
Raine     r  B u S S mann    

Tel.	  	 0541 / 60 08 15 - 24 
E-Mail 	 bussmann@rkw-nord.de

Stellvertretende Leitung / Öffentlichkeitsarbeit 
K at r in   K ö hne 

Tel.		  0541 / 60 08 15 - 26 
E-Mail	 koehne@rkw-nord.de
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Nachfolgend finden Sie die IvAF-Projektverbünde in Niedersachsen:

IX.	 Beratungstellen, Projekte und  
weiterführende Informationen

AZF 3 – Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Koordination 
S igma    r  Walb   r echt  

Tel.		  0511 / 84 87 99 73 
E-Mail	 sw@nds-fluerat.org

FairBleib Südniedersachsen-Harz 
Bildungsgenossenschaft Südniedersachsen eG / BIGS

Koordination 
D r .  H o lge  r  M a r tens  

Tel.		  0551 / 488 64 13 
E-Mail	 h.martens@bildungsgenossenschaft.de

C h r istina       H amme    r

Tel.		  0551 / 49 56 94 37 
E-Mail	 c.hammer@bildungsgenossenschaft.de

www.bildungsgenossenschaft.de

Netzwerk Integration 3 
Caritasverband für die Diözese Osnabrück e.V.

Koordination 
S tephan       K r eftsiek       

Tel.		  0541 / 349 78 - 169  
E-Mail	 skreftsiek@caritas-os.de

www.esf-netwin.de/netwin-3/
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Teilhabe am Arbeitsmarkt für Flüchtlinge (TAF) 
Volkshochschule Heidekreis gGmbH

Koordination 
U ta  Paschke      -A lbeshausen       

Tel.		  05191 / 96 82 79 
E-Mail	 upaschke-albeshausen@vhs-heidekreis.de
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Dieser Leitfaden wird im Rahmen der „ESF-Integrationsrichtlinie Bund im Handlungs-
schwerpunkt Integration von Asylbewerber/-innen und Flüchtlingen (IvAF)“ durch 
das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Europäischen Sozialfonds 
gefördert.

Weiterführende Publikationen und Links:

·· Bildung und Beruf in Deutschland 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, abrufbar bei www.bamf.de unter 
„Infothek/Publikationen“

·· Grundlagen des Asylverfahrens – Eine Arbeitshilfe für Beraterinnen und Berater 
aktualisierte Auflage, Der Paritätische Gesamtverband e.V., abrufbar unter  
http://www.migration.paritaet.org/start/publikationen/

·· Überblick zu den Änderungen im Asylsuchendeleistungsgesetz zum 1. März 2015 mit 
Beispielen und Hinweisen für die Beratungspraxis 
Der Paritätische Gesamtverband e.V., abrufbar unter  
http://www.migration.paritaet.org/start/publikationen/

·· Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige e.V. 
www.b-umf.de 
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